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4. Der Rat der Stadt unterstützt die unterstellten 
Betriebe und Einrichtungen sowie die Produktions­
genossenschaften bei der Organisierung der Plan­
diskussion und bei der Ausarbeitung der Betriebs­
pläne. Dabei sind die besten Erfahrungen für die 
maximale Steigerung der Produktion unter Aus­
nutzung aller örtlichen Reserven zu verallgemei­
nern und in den Plänen zu berücksichtigen.

5. Ergeben sich aus den Kennziffern der zentral-, 
bezirks- und kreisgeleiteten Industrie für die Be­
triebe oder Ei nri di tun gen der Stadt Produktions­
oder Kapazitätserweiterungen oder andere Investi­
tionsvorhaben. die in bezug auf die Versorgung, 
den Verkehr oder Nachfolgeeinrichtungen Auswir­
kungen auf die Stadt haben, weiden diese mit dem 
Rat der Stadt abgestimmt und der Stadt die not­
wendigen materiellen und finanziellen Mittel im 
Rahmen der Kennziffern zur Verfügung gestellt 
und in den Volkswirtschaftsplan der Stadt auf­
genommen.

6 Auf der Grundlage der Vorschläge der unterstell­
ten Betriebe und Einrichtungen, der Produktions­
genossenschaften und der Leistungsangebote des 
Handwerks und unter Beachtung der sich aus zen­
tralen und anderen Vorhaben für die Stadt er­
gebenden Aufgaben erarbeitet der Rat der Stadt 
die Entwürfe des Volkswirtschafts- und Haushalts­
planes. Er legt sie der Stadtverordnetenversamm­
lung zur Beratung und Beschlußfassung vor.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den 
Volkswirtschaftsplan und den Haushaltsplan der 
Stadt, nachdem der Kreistag über den Volkswirt­
schaftsplan und Haushaltsplan des Kreises be­
schlossen hat.

7. Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe 
unterstützen die Betriebe, Einrichtungen und Pro­
duktionsgenossenschaften bei der Durchführung des 
Planes, besonders bei der Entwicklung der sozia­
listischen Produktion, der breiten Entfaltung des 
sozialistischen Wettbewerbs und bei der Gewin­
nung örtlicher Arbeitskräfte und Materialreserven. 
Sie organisieren den Leistungsvergleich und Erfah­
rungsaustausch zwischen den Betrieben und Ein­
richtungen der Stadt und die Ausnutzung der Er­
fahrungen der zentral-, bezirks- und kreisgeleiteten 
Betriebe und Einrichtungen.

8. Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe 
organisieren die ständige und systematische 
Massenkontrolle, um die wirksamsten Methoden 
zur Sicherung einer allseitigen termin-, sortiments- 
und qualitätsgerechten Erfüllung der Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplanes und der Erfüllung des Haus­
haltsplanes durchzusetzen.
Der Rat der Stadt nimmt Berichte der Leiter der 
ihnen unterstellten Betriebe und Einrichtungen und 
seiner Fachorgane über die Planerfüllung entgegen. 
Er organisiert die Berichterstattung vor der Stadt­
verordnetenversammlung über den Stand der 
Planerfüllung. Die Stadtverordnetenversammlung 
nimmt vierteljährlich einen Bericht des Rates der 
Stadt, der ständigen Kommissionen, der Leiter der 
Betriebe und der Vorstände der Produktions­
genossenschaften über die Planerfüllung entgegen. 
Der Rat sorgt für die öffentliche Bekanntgabe der 
Planergebnisse und organisiert die Auszeichnung 
der Besten.

9. Der Volkswirtschaftsplan und der Haushaltsplan 
der Stadt können nur durch Beschluß der Stadt­
verordnetenversammlung geändert werden, und 
zwar:
a) wenn sich aus Beschlüssen des Ministerrates 

Änderungen ergeben;
b) wenn der Bezirks- oder Kreistag Planänderun­

gen beschließt.
Bei der Vorbereitung solcher Beschlüsse arbeiten 
die Organe der Staatsmacht des Kreises mit denen 
der Stadt zusammen.
Planänderungen sind mit den unmittelbar betrof­
fenen Werktätigen zu beraten.
Werden zusätzliche Aufgaben über den Volkswirt­
schaftsplan hinaus übernommen, so dürfen dafür 
materielle und finanzielle staatliche Mittel nur in 
Übereinstimmung mit den Organen der Staats­
macht des Kreises in Anspruch genommen werden. 
Die Übernahme zusätzlicher Aufgaben darf die 
Durchführung des Volkswirtschaftsplanes nicht ge­
fährden.

10. Die Leiter der dem Rat der Stadt nicht unterstell­
ten Betriebe haben eng mit den Organen der 
Stadtverordnetenversammlung zusammenzuarbei­
ten. Alle gemeinsamen Fragen dieser Betriebe und 
der Stadt sind in gemeinsamen Beratungen zu ent­
scheiden. Das gilt insbesondere für Baufragen, 
zusätzliche Massenbedarfsgüterproduktion, Gewin­
nung zusätzlicher Arbeitskräfte und Dienstleistun­
gen dieser Betriebe für die Einwohner der Stadt.

11. Wenn sich während der Plandurchführung zeigt, 
daß die staatlichen Aufgaben (Staatsplanpositionen, 
Staatsplanobjekte des Investplanes, Marktproduk­
tion der Landwirtschaft, Bauleistungen usw.) nicht 
gedeckt oder nicht entsprechend den im Staatsplan 
festgelegten Terminen erfüllt werden, ist der Rat 
der Stadt verpflichtet, dies dem Rat des Kreises 
mitzuteilen. Die Gründe für die Nichterfüllung und 
die Auswirkungen sind dabei zu erläutern und es 
sind Vorschläge zu unterbreiten, durch welche Maß­
nahmen die Rückstände aufgeholt werden können.

12. Soll ein Betrieb oder eine Einrichtung in das Unter­
stellungsverhältnis der Stadt eingegliedert oder aus 
diesem ausgegliedert werden, so bedarf diese Ver­
änderung der Zustimmung der Stadtverordneten­
versammlung.
Bei Gründung und Schließung volkseigener Be­
triebe, die dem Rat der Stadt nicht unterstehen, ist 
eine Stellungnahme des Rates einzuholen.

B. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet 
der Finanzen und der Preise

1. Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Or­
gane sind für die Ausarbeitung, Beschlußfassung 
und Durchführung des Haushaltsplanes der Stadt 
in Übereinstimmung mit dem Volkswirtschaftsplan 
der Stadt verantwortlich.

2. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über 
die Verwendung ihrer Haushaltsreserve. Sie kann 
das Verfügungsrecht über die Haushaltsreserve bis 
zu einer bestimmten Höhe dem Rat der Stadt über­
tragen.
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über 
die Verwendung der Mehreinnahmen und Ein­
sparungen sowie des Rücklagenfonds der Volks­
vertretung. Die Beschlüsse sind auf der Grundlage 
des Gesetzes über den Staatshaushaltsplan des 
jeweiligen Jahres zu fassen.


